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Einführung

A ist Vorstandsvorsitzender eines eingetragenen Vereins mit ca. 16.500
Mitgliedern.1 Zweck des Vereins ist es, die berufsständischen und wirt-
schaftspolitischen Interessen der Weingärtner zu vertreten sowie den ein-
heimischen Weinbau zu erhalten und fördern.

Im Jahr 2008 wurde der Verein einer Lohnsteuer-Außenprüfung unter-
zogen. Das verantwortliche Finanzamt kam dabei zu der Auffassung, dass
A nichtselbständig tätig sei und daher Lohnsteuer schulde. Es forderte den
Verein deshalb dazu auf, ab Januar 2009 von den Bezügen des A die Lohn-
steuer einzubehalten und abzuführen. Nach einer später durchgeführten
Umsatzsteuer-Sonderprüfung revidierte das Finanzamt diese Ansicht wie-
der. A sei selbständig tätig und demnach umsatzsteuerpflichtig. An dem
zuvor geäußerten Standpunkt werde nicht mehr festgehalten.

Kurz darauf, in der Zeit zwischen Februar und Juni 2009, führte der zu-
ständige Träger der Rentenversicherung beim Verein eine Betriebsprüfung
durch. Nach Abschluss der Untersuchung setzte er gegen den Verein Ge-
samtsozialversicherungsbeiträge in Höhe von 38.953,55 Euro fest. A ver-
richte nichtselbständige Arbeit und sei vom Verein persönlich abhängig.
Der dagegen gerichtete Widerspruch des Vereins blieb erfolglos. Im an-
schließenden Klageverfahren wurde der Bescheid hingegen aufgehoben.
Der Vorstandsvorsitzende übe eine selbständige Tätigkeit aus, so das Sozi-
algericht. Die nachfolgende Berufung des Versicherungsträgers wurde mit
der Begründung, A gehe jedenfalls keiner nichtselbständigen Beschäfti-
gung nach, zurückgewiesen.

Bestandsaufnahme

Selbständig oder nichtselbständig? Wie ein und dieselbe Tätigkeit so unter-
schiedlich beurteilt werden kann, ist nicht nur für juristische Laien kaum
nachvollziehbar. Und doch ist der soeben dargestellte Fall keine Ausnah-
meerscheinung. Er ist vielmehr Paradebeispiel dafür, dass sich die Bezie-
hung zwischen Vorstandsmitglied und Gesellschaft häufig nicht rechtssi-
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1 Der Fall beruht auf dem Urteil des LSG Baden-Württemberg v. 10.6.2016 – L 4 R
1425/14, BeckRS 2016, 125155.
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cher einordnen lässt. Im Zentrum der Problematik steht die Frage, ob Or-
ganmitglieder von ihrer Gesellschaft persönlich abhängig sein können. Es
kann freilich nicht gesagt werden, dass sich dieser Thematik bislang nicht
gewidmet wurde. Geht es etwa um den Arbeitnehmerstatus von Organmit-
gliedern, findet sich eine beachtliche Anzahl umfangreicher Abhandlun-
gen.2 Mit dem sozialversicherungsrechtlichen Status wird sich jedoch weit
weniger befasst. Zwar wird im Zuge der arbeitsrechtlichen Auseinander-
setzungen mitunter auch die sozialversicherungsrechtliche Sichtweise ein-
gebracht, die rechtliche Behandlung in jenem Rechtsgebiet fällt allerdings
meist nur sehr stiefmütterlich aus.3 Im Fokus der Untersuchung stehen
dann vor allem GmbH-Geschäftsführer oder Vorstandsmitglieder von Ak-
tiengesellschaften. Eine deutlich geringere Beachtung finden Organmit-
glieder anderer Gesellschaftsformen. So wird die sozialversicherungsrecht-
liche Beziehung zwischen Vorstand und Verein nahezu vollständig außen
vor gelassen.4 Die wenigen kleineren Beiträge, die sie sich mit der sozial-
rechtlichen Stellung von Vereinsvorständen auseinandersetzen, gehen
meist nicht über eine kritische Betrachtung der Rechtsprechung hinaus.5
Gleiches gilt für Handbücher und Kommentierungen.6 Dabei lässt sich ge-
rade anhand der Sozialrechtsprechung zu Vereinsvorständen – wie sich zei-
gen wird – besonders gut veranschaulichen, weshalb die Beantwortung der
Frage, ob Organmitglieder von der Gesellschaft persönlich abhängig sind,
solche Schwierigkeiten bereitet. Für die Zwecke dieser Arbeit werden da-
her der Vereinsvorstand und seine Beziehung zum Verein in den Mittel-
punkt gestellt.7

2 Genannt seien hier Brachert, Organmitgliedschaft; Diller, Gesellschafter, S. 43 ff.; Er-
ren, Vorstandsmitglied; Groß, Anstellungsverhältnis, S. 7 ff.; Hauschka, Dienst-
rechtsstellung, S. 40 ff.; Heyll, Organmitglieder; Jenderek, Organmitglieder, S. 8 ff.;
Kuhn, Kompetenzbereiche, passim; Namendorf, Status; Perchtold, Geschäftsführer;
Wehrmeyer, Organe.

3 Brachert, Organmitgliedschaft, S. 96; Erren, Vorstandsmitglied, S. 396 ff.; Heyll, Or-
ganmitglieder, S. 11 ff.; Kuhn, Kompetenzbereiche, S. 298 ff.; umfangreicher dage-
gen Groß, Anstellungsverhältnis, S. 24 ff., 164 ff., 385 ff.

4 Nur Kuhn (Kompetenzbereiche, S. 298) hat das Rechtsverhältnis mit einem einzi-
gen Satz bedacht. Dieser ist zumal unzutreffend, s.u. Fußn. 557.

5 Wickert, NWB 2014, 1586 ff.; Seiter, SGb 1985, 179 ff.; Dehesselles/Katzer/Zayoz, Auf-
wandsentschädigung, S. 36 ff.; ausführlicher dagegen Plagemann/Plagemann/Hesse,
NJW 2015, 439 ff.; Plagemann/Ziegler, RdL 2015, 151 ff.

6 KassKomm/Zieglmeier, SGB IV, § 7 Rn. 134; K/K/W/Berchtold, SGB IV, § 7 Rn. 36;
ErfKommArbR/Rolfs, SGB IV, § 7 Rn. 23; Reichert/Wagner, Vereins- und Verbands-
recht, Kap. 2 Rn. 2071; Grambow, Organe, Rn. 236 ff.

7 Die Kernüberlegungen sind auch auf Organmitglieder der übrigen Gesellschafts-
formen übertragbar. Auf sie wird im Folgenden nur dann eingegangen, wenn es

Teil 1: Einführung

26



Gewiss zählt die soziale Absicherung für viele, auch für die potenziell
Betroffenen, eher zu den unbeliebten Randthemen. Sich mit ihr zu befas-
sen, mag bisweilen auch als lästig empfunden werden. Dies kann vor allem
in kleineren Vereinen, in denen professionelle Strukturen weniger stark
ausgeprägt sind als in großen Kapitalgesellschaften, dazu führen, der Frage,
ob ihre Vorstandsmitglieder sozialversicherungspflichtig sind, keinen
Raum zu geben und sie zu ignorieren. Mit Blick auf die vielfältigen Konse-
quenzen, die sich beileibe nicht nur in Beitragsnachforderungen erschöp-
fen,8 kann davon nur abgeraten werden. Um jene zu vermeiden, sollte
dem Thema schon bei Gründung des Vereins Beachtung geschenkt wer-
den. Dafür aber wäre Voraussetzung, dass die sozialrechtliche Rechtslage
für die in Rede stehenden Vereine vorhersehbar ist. Nur so können die Be-
teiligten ihr Verhalten entsprechend ausrichten. Von einer Vorhersehbar-
keit kann bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von Vereins-
vorständen jedoch mitnichten die Rede sein – im Gegenteil: Die Recht-
sprechung schlägt hier ungewohnte Lösungswege ein und sorgt so für zu-
sätzliche Unwägbarkeiten. Der Gesetzgeber kam den Sozialgerichten bei
der Bewältigung des Problems – trotz eindringlicher Appelle9 – bislang
nicht zur Hilfe. Ihre Urteile sind daher fortwährend von Widersprüchen
geprägt.

Vor diesem Hintergrund zielt die Untersuchung darauf ab, der eigentli-
chen Ursache für die Entstehung des seit Jahrzehnten bestehenden Kon-
flikts auf den Grund zu gehen. Nur so kann erklärt werden, weshalb die
Rechtslage bis heute instabil ist und an welchen Stellen anzusetzen ist, um
diesen Zustand zu beenden. Die Arbeit wird zeigen, dass das Kernproblem
in dieser Rechtsfrage bislang überhaupt nicht angegangen wurde. Befasst
sich Rechtsprechung und Literatur aber nicht mit der tieferliegenden Wur-
zel des Problems, sondern nur mit den Symptomen, darf nicht verwun-
dern, weshalb die bisher entwickelten Lösungen für die Betroffenen nicht
die nötige Rechtssicherheit geschaffen haben. Einen solchen Zustand her-
zustellen, ist Aufgabe der anschließenden Ausarbeitung.

ergebnisrelevante Besonderheiten gibt oder wenn eine Bezugnahme für das Ge-
samtverständnis erforderlich ist.

8 Ausführlich dazu sogleich Teil 1 § 2.
9 Vgl. zuletzt BSG v. 16.8.2017 – B 12 KR 14/16 R, NZS 2018, 572, 576.
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